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Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser,
Wir begrüßen Euch mit unserer 17. Ausgabe.  

In dieser Ausgabe beschäftigen wir uns hauptsächlich mit den Genossenschaften. Die UNO 
hat 2012 zum Jahr der Genossenschaften erklärt. Wir behandeln sowohl die traditionellen 
Genossenschaften als auch die ganz modernen, die sich z.B. als Folge der Umweltbewegung 
gebildet haben.

Die Wurzeln des Genossenschaftswesens gehen bis ins Mittelalter, in die feudale, ständische 
Gesellschaft zurück. Der gemeinschaftliche Zweck und die innere (teilweise) demokratische 
Organisation einte die Mitglieder. In Norddeutschland spielten die Genossenschaften zur Er-
stellung und Erhaltung von Deichen eine besonders wichtige Rolle.

Im Aufbau der Industriegesellschaft entwickelte das Genossenschaftswesen einen hand-
werklich bürgerlichen und einen proletarischen Zweig.

Der Internationale Genossenschaftstag wird seit 1923 durch die International Cooperative 
Alliance alljährlich am ersten Samstag im Juli gefeiert.

Er soll das Bewusstsein für Genossenschaften schärfen, ihre Stellung in der Gesellschaft fes-
tigen und internationale Solidarität, ökonomische Effizienz, Gleichheit und Weltfrieden als 
Ideale der Genossenschaftsbewegung feiern und fördern. Seit 1995 wurde der 7. Juli von den 
Vereinten Nationen weltweit als UNO Feiertag ausgerufen.

Dazu wird in Deutschland ein regionaler Kongreß in Leipzig am 23. Mai stattfinden und der 
Internationale Genossenschaftstag am 7. Juli, auch in Bremen, besonders gefeiert werden.

Einzelheiten über die Veranstaltungen in Bremen sind noch nicht bekannt; sie werden kurz-
fristig in der Presse und im Internet veröffentlicht.

In eigener Sache
Alle Ausgaben unserer Zeitung „Wir“ sind im Internet als PDF-Dateien einsehbar:
www.aulbremen.de/seniorenzeitung-wir
Wir wünschen viel Spaß beim Lesen und freuen uns wie immer über Eure Anregungen, Ar-
tikel und Briefe. 
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Die Genossenschaften sind ein Zusam-
menschluss von Mitgliedern zur Selbst-
hilfe, Selbstverantwortung und Selbstver-
waltung. Der Genossenschaftsgedanke ist 
historisch schon im Mittelalter gewachsen.

Es fing mit gemeinschaftlichen Eini-
gungen für einen gemeinsamen Zweck 
an: z.B. Beerdigungsgenossenschaften, 
Deichgenossenschaften, Knappschaften, 
Alpgenossenschaften. Dann  folgten ab 
1845 die Konsum- und Sparvereine, die 
Hilfsvereine und die gemeinnützigen Bau-
gesellschaften. Der Name Genossenschaf-
ten kam in der Firmierung kaum vor. Es 
waren zu Anfang eben nur Vereine. 

Den Feind, den wir am meisten hassen,
der uns umlagert, schwarz und dicht,
das ist der Unverstand der Massen,
den nur des Geistes Schwert durchbricht!
Audorfs Arbeitermarseillaise  

Von damals bis heute ist es das Ziel, 
wirtschaftliche und soziale Probleme in 
freiwillig organisiertem, kollektivem Han-
deln zu lösen, und zwar unter Wahrung 
der Eigenständigkeit zum Nutzen aller Be-
teiligten. 

Wenn wir über die frühen Zeiten der 
Genossenschaften schreiben, müssen wir 
über die drei Säulen der Arbeiterbewe-
gung uns Gedanken machen. Es gab die 
politische Partei, die SPD, die Gewerk-
schaften und dann die Genossenschaften. 
Alle drei brauchten sich, um die Belange 
der Arbeiterschaft zum Nutzen einzu-
bringen. Ein Mitglied in der Gewerkschaft 
war auch Mitglied in den Genossenschaf-
ten und dann auch in der Partei (SPD). Es 
wurde unter den damaligen Umständen 
darauf geachtet und erwartet, dass die je-
weilige Säule auch für die anderen Säulen 
Mitgliederwerbung machten. Gewerk-
schaften brauchten z.B. die Konsumge-
nossenschaften, damit die Mitglieder im 
Falle des Streiks dort einkaufen konnten. 
Die beiden Säulen Gewerkschaften und 
Genossenschaften brauchten die Partei als 

verlängerten Arm im Parlament, um ihre 
Interessen zu vertreten.

Ein Beispiel für die „Drei-Säulen-Theo-
rie“ war der Hamburger Adolph von Elm: 
Er war Reichtagsabgeordneter, Gewerk-
schaftsgründer der Zigarrensortierer und 
Geschäftsführer der Tabakarbeitergenos-
senschaft. Zum Verhältnis von Gewerk-
schaften und Genossenschaften schrieb 
von Elm:

„Gewerkschaften und Genossenschaf-
ten sollten sich stets als Freunde behan-
deln, zwischen welchen es wohl über die 
einzelnen Fragen Meinungsdifferenzen 
geben kann, zwischen welchen es aber nie-
mals Krieg geben sollte, durch welchen nur 
beide Seiten geschädigt werden können.“

Was ist heute davon übrig geblieben?
Wo sind die Gewerkschaften? 

Nach Angaben der UNO gibt es welt-
weit 800 Millionen Genossenschaftsmit-
glieder in mehr als 100 Ländern, über 100 
Millionen Arbeitsplätze werden von Ge-
nossenschaften bereitgestellt. So tragen 
Kreditgenossenschaften, ländliche und 
gewerbliche Genossenschaften dazu bei, 
regionale Wirtschaftskreisläufe zu fördern 
und zu stabilisieren und lokale Beschäfti-
gung zu sichern.

Genossenschaften betrachtet im 
internationalen Genossenschaftsjahr 
der UNO 2012



4 | Wir 17 - 2012

In ihrer über 150 jährigen Geschichte 
haben sich die Genossenschaften in den 
verschiedensten Industrien, Verwaltungen 
und Landwirtschaften etabliert. In allen 
Genossenschaften ist es gemeinhin, dass 
die Mitglieder zugleich Eigentümer, Kun-
den und Mitbestimmer in ihrer Genossen-
schaft sind.

In unserer Nachbarschaft gibt es Ge-
nossenschaften, an denen wir uns beteili-
gen können:

Tauschbörsen, Tauschringe
Wohnungsgenossenschaften
Regionalwährungen
Einkaufsgenossenschaften
Landwirtschaftsgenossenschaften
Energiegenossenschaften
Mehr kann man erfahren bei:
´Netzwerk solidarische Ökonomiè

Betrachten wir die Rechtsform von 
eingetragenen Genossenschaften:

Die Genossenschaft ist allein und aus-
schließlich der Förderung der Interessen 
ihrer Mitglieder verpflichtet.

Die Genossenschaft ist eine demokra-
tische Gesellschaftsform. Jedes Mitglied 
hat eine Stimme – unabhängig von der 
Anzahl der Geschäftsanteile, also unab-
hängig von der Höhe der Kapitalbeteili-
gung.

Mitglieder haben ein absolutes Infor-
mations- und Mitbestimmungsrecht in 
der Generalversammlung. 

Mitglieder haften nur mit ihrer Kapi-
talbeteiligung, wenn in der Satzung eine 
Nachschusspflicht ausgeschlossen wird.

Zur Gründung einer Genossenschaft 
sind bereits drei Personen ausreichend.

Mitglieder einer Genossenschaft kön-
nen natürliche und juristische Personen 
werden.

Die Satzung kann sehr flexibel auf die 
Bedürfnisse der Mitglieder zugeschnitten 
werden.

Es gibt kein gesetzlich vorgeschrie-
benes Mindest-Eigenkapital, Sachanlagen 
sind zulässig. Dies kann in der Satzung ge-
regelt werden.

Beim Ausscheiden haben Mitglieder ei-
nen Anspruch auf Rückzahlung ihres Ge-
schäftsguthabens. 

Sieben Schritte zur Gründung einer
Genossenschaft
Eine Idee entsteht.
Gleichgesinnte suchen.
Wirtschaftliches Konzept erstellen.
Eine Satzung erstellen.
Gründungsversammlung einberufen.
Gründungsprüfung einleiten.
Eintragung in das Genossenschafts-
register

Die Organe der Genossenschaft
Die Mitglieder - Generalversammlung, 
wählt einmal im Jahr den Aufsichtsrat.
Dieser führt die Aufsicht über den
Vorstand. 
Der führt die Genossenschaft und kann 
Aufträge übertragen an einen Geschäfts-
führer der Genossenschaft.

Das Genossenschaftsbeispiel der „taz“ 
Tageszeitung!

Seit 1992 ist der ehemals selbstverwal-
tete Zeitungsverlag eine Konsumgenos-
senschaft. Mehr als 9.000 Genossinnen 
und Genossen sichern die publizistische 
und ökonomische Unabhängigkeit ihrer 
Zeitung. Um diesen hohen Anspruch der 
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Unabhängigkeit und Eigenständigkeit in 
diesem zum Teil verdorbenen Marktgefü-
ge dauerhaft gewährleisten zu können, hält 
eine stetig steigende Zahl von Mitgliedern 
der Genossenschaft ein Stammkapital von 
rund acht Millionen Euro.

Es begann schon 1979 in der ersten 
Ausgabe der taz. Zur Stärkung der Gegen-
öffentlichkeit hatte eine Hand voll Leu-
te das „Projekt Tageszeitung“ unter dem 
Motto: Wir haben keine Chance, aber wir 
nutzen sie! 

Um das nötige Gründungskapital zu-
sammen zu bekommen, hatten 7.000 
Abonnenten eine Zeitung bestellt, die es 
noch nicht gab. Die etablierten Zeitungs-
verlage gaben dem selbstverwalteten Be-
trieb kaum ein Jahr Lebensdauer. Die taz 
erscheint nunmehr seit dem 17. April 1979  
täglich, pünktlich und das bundesweit.

Es gab in der Geschichte der taz sehr 
viel Höhen und Tiefen. Im Sommer 1991 
stand die taz kurz vor dem Verkauf an 
den Spiegel. In dieser Auseinandersetzung 
zwischen den Verkaufswilligen und dem 
Ideal ´Konzernfreiheit und Selbstverwal-
tung ,́ rief der spätere Bundesarbeitsmi-
nister und heutige Hamburger Bürger-
meister Olaf Scholz, SPD, und taz-Freund 
aus Gründertagen, dazu auf: Macht doch 

aus der taz eine Genossenschaft – Mitbe-
stimmung inklusive! Danach beschloss 
das Nationale Plenum des taz-Vereins am            
02. Oktober 1991 mit knapper Mehrheit 
die Gründung einer Genossenschaft.

Binnen kurzem verfügte die neue taz- 
Genossenschaft über 3.000 Mitglieder mit 
einer Einlage von je 1.000 D-Mark. Viele 
hatten höhere Beträge gezeichnet. Im 
Sommer 1992 betrug das Stammkapital 
der Genossenschaft mehr als 5 Millionen 
D-Mark.

Die Mitglieder der Genossenschaft ha-
ben zumeist als Leser und Leserinnen zur 
taz gefunden, weil ihnen deren publizis-
tische Unabhängigkeit gefallen hat.

Inzwischen kann die taz auf eine drei-
ßigjährige Verlagsgeschichte zurückbli-
cken. Aus der alternativen „Initiative 
Tageszeitung“ ist 1979 das „Projekt Ta-
geszeitung“ und 1992 die „taz- Genossen-
schaft“ erwachsen. Was mit einer Handvoll 
junger Leute begann, die ohne journalis-
tische Fachkenntnisse und angemessene 
Entlohnung aber mit Herzblut und Über-
zeugung ihre „konzernfreie“ taz erfanden, 
ist heute eine Qualitätszeitung geworden, 
die heute aus der Presselandschaft nicht 
mehr wegzudenken ist.

Karl Marx zur Genossen-
schafts-Bewegung: 

»Die Kooperativfabriken 
liefern den Beweis, dass 
der Kapitalist als Funktio-
när der Produktion eben-
so überflüssig geworden, 
wie der Kapitalist selbst 
[...] den Großgrundbesit-
zer überflüssig findet.«
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Volkswagen Belegschaftsge-
nossenschaft für Regenerative 
Energien am Standort 
Emden eG

219 Mitarbeiter des Volkswagen-
Werkes in Emden betreiben auf dem Be-
triebsgelände eine Photovoltaik-Anlage, 
ein Vorbild für andere Industrieunterneh-
men.

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
der Volkswagen AG haben eine Genos-
senschaft gegründet, mit dem Ziel, die 
Dächer des VW-Werkes in Emden mit 
Photovoltaik-Anlagen zu bestücken,  um 
so Energie zu gewinnen. Die Gründungs-
veranstaltung fand am 11. Juli 2008 statt. 
Die Genossenschaft investiert 1,1 Milli-
onen Euro in die Anlage, die 243.000 Ki-
lowattstunden Strom im Jahr produziert 
und damit 125 Tonnen Kohlendioxid im 
Jahr einspart.

Mehr als 9.000 Menschen arbeiten al-
lein in Emden. Neben Windturbinenbau-
er Enercon und der Meyer Werft ist VW 
der größte Arbeitgeber in Ostfriesland. 
Die Mitarbeiter identifizieren sich mit 
ihrem Werk, fühlen sich als VWler, er-
halten im Vergleich zu anderen Branchen 
hohe Löhne. Fast alle sind in der IG Me-
tall organisiert, exakt 98 Prozent, betont 
Betriebsratsvorsitzender Peter Jacobs. 
Seine Kollegen aus dem Betriebsrat, Egon 
Hinrichs und Martin Refle, sind die Vor-
denker der Aktion  „Wir steigen unserem 
Arbeitgeber aufs Dach.“

Glücklich betrach-
ten die Gewerkschafter 
die mit fünf  Prozent 
Neigung aufgestellten 
Dünnschichtmodule von 
First Solar. Geplant und 
schlüsselfertig installiert 
worden sind sie von der 
in Emden ansässigen So-
larfirma Lichtkraft Nord. 
Mit Arbeit, Service und 
Preis, rund 3.800 Euro 
pro Kilowatt, zeigen sich 
die drei sehr zufrieden. 
Es gibt noch Dächer ohne 
Ende, das zehnfache der 
bisher installierten Leis-
tung kann noch aufge-
stellt werden.

„Wir haben unseren 
Kollegen nicht das Blaue 

vom Himmel versprochen: Wir sind keine 
Bank, sondern bieten eine solide, wertkon-
servative Geldanlage.“ Insgesamt zählt die 
Belegschaftsgenossenschaft 219 Mitglie-
der. Sie kommen aus allen Bereichen, aus 
jeder Altersgruppe. Die Mindesteinlage 
beträgt 250 Euro, die Obergrenze liegt bei 
einem Anteil von 10.000 Euro. Die Eigen-
kapitaldecke beträgt wertkonservative 25 
Prozent. Auf einer jährlichen Mitglieder-
versammlung wird über die Ausschüttung 
und weitere Vorgehensweise abgestimmt. 
Für das erste Betriebsjahr ist vom Vor-
stand der Genossenschaft eine Garantie-
ausschüttung von fünf Prozent auf das 
eingezahlte Kapital festgelegt worden. Was 
mit dem darüber hinaus erwirtschafteten 
Geld passieren soll, entscheidet die Genos-
senschaftsversammlung.

Für die Genossen ist das genossen-
schaftliche Handlungsprinzip echtes Neu-
land. Weshalb sich die Initiatoren um 
Refle, Hinrichs und Jacobs fachlichen Rat 
vom Genossenschaftsverband Weser-Ems 
holten.

Für die Betriebsräte ist das genos-
senschaftliche Modell ein krisensicherer 
Gegenentwurf zur undurchsichtigen An-
lagewelt dieser Tage, in der auch viele VW-
Mitarbeiter Geld verloren haben. „Wir 
möchten die Genossenschaftsidee weiter 
beleben und in die Belegschaft hineintra-
gen.“

Das VW–Werk in Emden als Vor-
bild für viele Industriebetriebe in ganz 
Deutschland und Europa. Aufbruch in 
eine neue Ära?

Fazit: Ziele eines Belegschaftsgenossen-
schaftsmodells:

Beitrag zu dem Ziel einer Co²-freien 
Fabrik. Möglichkeit der Beteiligung aller 
Werks- und Konzernangehörigen.

Verbesserung der Mitbestimmungs-
kultur. Nachhaltige Anlageform mit ei-
ner Rendite höher als auf dem Sparbuch.

Neue Gestaltungsmöglichkeiten für 
Gewerkschaften eröffnen.

Einstieg in eine zukunftssichere Wirt-
schaftsordnung?

Fritz Bettelhäuser

Quellenangabe:
Wikipedia Genossenschaft

Heinrich Kaufmann Stiftung 
„ Miteinander geht es Besser“

Genossenschaftsverband Weser-Ems e.V
neues deutschland vom 02.01.2012
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Viele aus der Umweltbewegung aus 
den 70er und 80er Jahren haben Land-
wirtschaft betrieben, um etwas für die 
Umwelt und für ihre Gesundheit zu tun, 
wie kamen Sie auf Ökoenergie?

Der Auslöser für unser Engagement 
war das Reaktorunglück von Tschernobyl, 
da lag es ja nahe, sich nicht nur darum zu 
kümmern, wie man sich und die Kinder mit 
unverstrahlter Nahrung versorgt, sondern 
wie Energie überhaupt hergestellt werden 
und wie eine zukünftige Energieversor-
gung optimalerweise aussehen sollte. Da 
wir in unserer Gruppe „Eltern für atom-
freie Zukunft“, die sich nach Tschernobyl 
zusammengefunden hatten, alle nicht viel 
von Energie wussten, mussten wir uns zu-
nächst einmal kundig machen.  Natürlich 
haben wir damals überhaupt nicht daran 

gedacht, einmal Energieversorger zu wer-
den, das ergab sich sozusagen. Zunächst 
einmal wurde uns klar, dass die Energie-
verschwendung ein sehr großes Problem 
ist - damals wie heute. Also haben wir uns 
als Erstes mit Energieeffizienz beschäftigt.
Auch Energieeinsparung ist heute noch 
ein sehr wichtiges Thema für die EWS.

Was für Menschen waren damals in 
der „Gründergruppe“?

Das waren ganz am Anfang fünf Ehe-
paare, darunter Lehrer, ein Ingenieur, 
Hausfrauen und Mütter, ein Arzt, alles El-
tern mit Kindern, wobei man den Namen 
„Eltern für atomfreie Zukunft“ nicht so 
eng gesehen hat, dass bei uns nur Eltern 

mitmachen konnten, sondern es ging um 
die Verantwortung für kommende Gene-
rationen. Der Name “... für atomfreie Zu-
kunft“ sollte ausdrücken, dass wir nicht 
einfach nur gegen etwas waren, sondern 
eine Vision hatten, an der wir arbeiten 
wollten.

Wie hat sich das Projekt entwickelt? 
In Schönau hinterließ die Reaktorka-

tastrophe von Tschernobyl nicht nur ra-
dioaktive Spuren: Die Initiative „Eltern 
für atomfreie Zukunft e.V.“ wurde ge-
gründet. Die Bürger wurden selbst aktiv:  
Sie hielten Stromsparberatungen ab, veröf-
fentlichten Energiespartipps und schrieben 
Stromsparwettbewerbe aus. In einem zwei-
ten Schritt gründeten sie eine Firma, um 
kleine Wasserkraftwerke zu reaktivierten 

und Bürger zu unterstützen, die in Block-
heizkraftwerke und Photovoltaikanlagen 
investierten. Der örtliche Energieversor-
ger und Atomkraftwerksbetreiber KWR 
jedoch behinderte die Aktivitäten der Bür-
ger und bot 1990 der Stadt 100.000 DM, 
wenn diese den Konzessionsvertrag früh-
zeitig für 20 Jahre verlängern – natürlich 
sollte der Vertrag die ökologischen Forde-
rungen der Bürger nicht einmal ansatzwei-
se berücksichtigen. Die Initiative bot der 
Stadt daraufhin die gleiche Summe, wenn 
die Stadt den Vertrag nicht verlängern 
würde. Doch der Gemeinderat entschied, 
das ungewöhnliche Angebot der Bürgeri-
nitiative abzulehnen und den Vertrag mit 
dem bisherigen Energieversorger KWR 

Fragen an Ursula Sladek von EWS

atomstromlos.

klimafreundlich.

bürgereigen.

Kampagnenstart der „100 
guten Gründe gegen Atom-

kraft“ beim Stromseminar in 
Schönau
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sofort zu verlängern. Aber die Initiative 
leitete einen Bürgerentscheid in die Wege.  
Es entbrannte ein harter Wahlkampf bei 
dem um jede Stimme gekämpft wurde – 
mit Erfolg: Die Bürgerinitiative gewann 
und die Verlängerung des Konzessionsver-
trag wurde gestoppt.

„Stromrebellen“ gründen EWS

Im Januar 1994 wurden die Elektri-
zitätswerke Schönau GmbH (EWS) ge-
gründet. Einziger Gesellschafter war die 
Netzkauf GmbH, an der über 650 Bürger 
beteiligt waren. Jetzt wollten sie der Ener-
gieversorger von Schönau werden und be-
warben sich um die Konzession der Stadt. 
Da sich im Stadtrat inzwischen die politi-
schen Mehrheiten verändert hatten, wurde 
im November 1995 tatsächlich die Konzes-
sion an die EWS vergeben. Nun witterten 
die Gegner der Bürgerinitiative ihre letzte 
Chance und leiteten einen zweiten Bürger-
entscheid in die Wege, um dies rückgängig 
zu machen. Der Wahlkampf wurde noch 
heftiger geführt als 1991, doch abermals 
siegten die “Stromrebellen”. 

Die Bürgerinitiative braucht Millionen

Nun versuchte der bisherige Versor-
ger und Atomkraftwerksbetreiber KWR 
mit einer hohen Geldforderung für das 
Netz die EWS in die Knie zu zwingen: 
über 8,7 Millionen DM sollten sie für 
das Schönauer Stromnetz bezahlen – ein 

“Phantasiepreis”. Bald musste KWR je-
doch eingestehen, viel zu hoch gepokert zu 
haben: Statt 8,7 Millionen sei das Netz nun 
doch nur 6,5 Millionen DM wert. “Pein-
lich, peinlich”, kommentierte daraufhin 
die “Badische Zeitung”. Zwar fanden die 
Netzkäufer, dass auch dieser Kaufpreis 
noch 2 Millionen DM zu hoch sei, den-
noch wollten sie getreu der Strategie „erst 
kaufen, dann klagen“ bezahlen, um nicht 
von einem langjährigen Rechtsstreit auf-
gehalten zu werden. Der überhöhte Teil 
des Kaufpreises ließ sich aber nur über 
Spenden finanzieren, da sonst die Wirt-
schaftlichkeit des Unternehmens und so 
die notwendige Zulassung als Energiever-
sorger gefährdet worden wäre.

Schönau wird zum „Störfall“

Wieder schien ein Scheitern wahr-
scheinlich: Wie sollten über 2 Millionen 
DM gesammelt werden? 

Man kam auf die Idee, die größten 
deutschen Werbeagenturen zu bitten, eine 
kostenlose Spenden-Kampagne zu ent-
wickeln. Und tatsächlich sagten mehre-
re Agenturen zu. Die Energie-Initiativen 
entschieden sich für die „Störfall-Kam-
pagne“ – diese brachte bundesweite Reso-
nanz und einen überwältigenden Erfolg: 
Zeitungen veröffentlichten kostenlose 
Anzeigen, Umweltschutzverbände riefen 
zur Unterstützung auf, bei Privatfeiern 
wurde für Spenden auf Geschenke ver-
zichtet. Nach wenigen Monaten waren 

Ursula und Michael Sladek, 
Mitbegründer der Schönauer-
Energie-Initiativen / Ge-
schäftsführer der Elektrizitäts-
werke Schönau
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rund 2 Millionen DM und damit das zu-
sätzlich benötigte Geld für den Netzkauf 
zusammengekommen. Vor Gericht beka-
men die Stromrebellen, lange nachdem sie 
schon die ökologische Stromversorgung in 
Schönau übernommen hatten Recht: Das 
Schönauer Stromnetz war nur 3,5 Millio-
nen DM wert und KWR musste das zu viel 
verlangte Geld mit Zins und Zinseszins an 
EWS zurückzahlen. 

Netzbetrieb und Solar-Revolution

Ab Juli 1997 war die EWS Schönaus 
Energieversorger und boten ihren Kun-
den energiesparfördernde Tarife und gute 
Vergütungen für ökologische Stromerzeu-
gung. Die größte Solaranlage im Ort wur-
de auf der evangelischen Kirche errichtet. 
Mit der Installation der ersten Module am 
Jahrestag der 1848er-Revolution ist auch 
eine „solare Revolution“ verbunden: In 
Revolutionskostümen wurden Module der 
vom Denkmalamt abgelehnten Anlagen 
unter „prophetischer Vorwegnahme der 
Genehmigung“ errichtet. Das Medien-
interesse sorgte für ein kleines Wunder: 
Die Genehmigung erfolgte am gleichen 
Tag. Ein wichtiger Schritt für Schönau 
auf dem Weg zur „Solarhauptstadt“. Aber 
nicht nur in Schönau entstanden in der 
Folge neue Ökokraftwerke: Mit dem För-
derprogramm „Sonnencent“ unterstützen 
die EWS mittlerweile bereits rund 1.950 
kleine dezentrale Bürgerkraftwerke in 
Bürgerhand, die nicht dem Unternehmen 
sondern dessen Kunden gehören.

Bundesweiter Ökostromvertrieb

1998 wurde der Strommarkt libera-
lisiert: seither hat jeder Stromkunde in 
Deutschland das Recht, selbst zu entschei-
den, woher er seinen Strom bezieht. Und 
die EWS war eines der ersten Unterneh-
men, das bundesweit Ökostrom angebo-
ten hat. Viele Mitstreiter aus Bürgerbe-
wegungszeiten wechselten sofort zu den 
„Stromrebellen“ und immer mehr Men-
schen entscheiden sich gerade heute für 
eine atomstromlose und ökologische En-
ergieversorgung. Mittlerweile sind rund 
127.000 Haushalte und Hunderte von 
kleinen und großen Unternehmen zu den 
EWS gewechselt.

Warum eine Genossenschaft?
Die Genossenschaft ist eine sehr offene 

und demokratische Gesellschaftsform. 
Neue Gesellschafter können ohne großen 
organisatorischen Aufwand jederzeit ein-
treten, d.h. jeder kann sich an der EWS 
beteiligten. Da Bürgerbeteiligung eine 
wichtige Voraussetzung für die Dezentra-
lisierung und Demokratisierung der En-
ergiewirtschaft ist, ist es uns wichtig, den 
Bürgern schon über die Gesellschaftsform 
die Möglichkeit einer Teilhabe zu bieten. 
Bei einer Genossenschaft zählen die Men-
schen und nicht das Geld, d.h. jeder hat 
eine Stimme, ganz unabhängig davon, mit 
wie viel Geld er beteiligt ist. Und wir kön-
nen über die Genossenschaft sehr schnell 
an neues Kapital kommen, wenn neue  

Kampagnemotiv zur Übernah-
me des Schönauer Stromnetzes: 
Jeder kann zum Störfall für die 

Atomindustrie werden
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Projekte realisiert werden sollen, auch dies 
ein Vorteil. 

Wissen Sie, ob ihre Energieunterneh-
men/Genossenschaft auch wegen ihrer 
Organisationsstruktur von den Ver-
brauchern bevorzugt wird?

Ja, zum Teil ist das so. Viele Verbrau-
cher schätzen es, wenn sie an dem Unter-
nehmen, von dem sie ihren Strom bezie-
hen, auch beteiligt sein können. 

Und die EWS macht ja viel mehr, als 
sauberen Strom verkaufen: Wir sind Be-
treiber von Strom- und Gasnetzen, wir 
verkaufen neben Strom auch Gas, wir in-
vestieren in Erneuerbare Energienanlagen. 
Das Besondere an der EWS ist, dass wir 
über all diese wirtschaftlichen Aktivitäten 
hinaus uns sehr stark in Bereichen enga-
gieren, die keinen wirtschaftlichen Nut-
zen für uns haben: Die Elektrizitätswerke 
Schönau wollen nicht nur den Wechsel zu 
sauberem Strom ermöglichen, sie wollen 
den Menschen Mut machen, die Dinge 
selbst in die Hand zu nehmen, zu verän-
dern und zu gestalten. Und es gelingt: 
Überall in Deutschland finden sich immer 
mehr Menschen, die nicht nur Ökostrom 
beziehen, sondern selbst Zeichen setzen 
und Veränderungen anstoßen wollen. 

Über die Jahre entwickelte sich ein ste-
tig wachsender Kreis von bundesweit ver-
netzten Mitstreitern, Initiativen und Um-
weltorganisationen, die gemeinsam mit 
den EWS neue Ideen und Projekte planen 

und in vielen regionalen und bürgernahen 
Aktionen verwirklichen. Die Vision einer 
nachhaltigen Energiezukunft wird  da-
bei ebenso anschaulich und erlebbar, wie 
durch die 1.950 ökologischen Bürgerkraft-
werke (Stand 2/2012), die von der EWS be-
reits gefördert werden. Für mich, meinen 
Mann und unsere Mitstreiter sind diese 
vielen kleinen Projekte und Initiativen vor 
Ort der schönste Lohn für zahllose Vor-
träge und Veranstaltungen, ehrenamtliche 
Tätigkeit und jahrelange Beratungs- und 
Initiativenarbeit. 

Der Erfolg der Projekte und die damit 
verbundene Medienöffentlichkeit ist auch 
eine wichtige Werbung für die Energie-
wende, denn sie hat eine ebenso einfache 
wie wirkungsvolle Botschaft: Es kommt 
auf jeden einzelnen an! Jeder kann am 
Umbau der Energiewirtschaft hin zu einer 
zukunftsfähigen und nachhaltigen Ener-
gieversorgungsstruktur mitwirken und 
durch die vielfältigen Angebote der EWS 
ein aktiver Teil der Veränderung werden. 
Er kann mit Unterstützung der EWS in 
eigene Stromproduktionsanlagen inve-
stieren, sich über genossenschaftliche Be-
teiligungen an Strom- und Gasnetzen be-
teiligen oder sich in einer der vielfältigen 
Aktionen und Kampagnen für die Ener-
giewende einsetzen.

Unser Engagement für eine saubere 
Energiezukunft geht inzwischen weit über 
die Grenzen Deutschlands hinaus.

Gründungsmitglieder der Schö-
nauer Energie-Initiative, die 
über zehn Jahre um ihr Strom-
netz gekämpft haben, es nun 
ökologisch betreiben und einen 
bundesweiten Ökostromversor-
ger in Bürgerhand aufgebaut 
haben.
Fotos: EWS
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Im Zuge der Diskussion um die Lauf-
zeitverlängerung hat die EWS eine breit 
angelegte Kampagne initiiert: Im Zentrum 
der Kampagne 100-gute-gruende.de stehen 
einhundert sauber recherchierte Argumente 
gegen Atomkraft mit Quellen und Hinter-
grundinfos.  

Wie viele sind noch dabei, die damals 
mit Ihnen angefangen haben?

Es sind einige noch dabei: Im Vorstand 
der Genossenschaft sind es drei Mitglie-
der aus den Anfangszeiten, im Aufsichts-
rat zwei, bei Festen und Seminaren steht 
uns nach wie vor eine größere Anzahl von 
Unterstützern der Eltern für atomfreie Zu-
kunft zur Verfügung. 

Sie sind seit 2009 auch im Gasver-
trieb tätig. Haben Sie da nicht Bedenken 
aus der ökologischer Nische rauszufal-
len? 

Nein, denn Gas ist von den fossilen En-
ergien diejenige, die am wenigsten CO2 er-
zeugt. Da wir nicht von heute auf morgen 
alles auf Erneuerbare umstellen können, 
sollten wir, vor allem im Heizungsbereich 
auf Energieeffizienz setzen und, wo der 
Einsatz von Erneuerbaren Energien hier 
nicht möglich ist, auf Gas. In unserem Gas 
ist auch ein Förderanteil enthalten, mit 
dem wir Kraftwärmekopplungsanlagen 
unserer Kunden fördern. Da Biogasanla-
gen, wenn sie nicht ganz strengen Krite-
rien folgen, durchaus mehr CO2 erzeugen 
können als mit Erdgas betriebene Anla-
gen, haben wir uns zunächst gegen Biogas 
entschieden. Wir sind aber seit eineinhalb 
Jahren mit Bio-Bauern im Gespräch, die 
für uns Biogas aus ökologischem Landbau 
produzieren wollen. Das ist noch nicht 
ganz so weit, aber dann können wir ein 
Produkt anbieten, das wirklich hohen An-
sprüchen genügt.  

Werden wir uns irgendwann mit 
100% Öko-Energie versorgen können?

Ja, davon bin ich fest überzeugt. Wir 
müssen nur den einmal eingeschlagenen 
Weg mit aller Konsequenz weiter beschrei-
ten und dürfen uns nicht bange machen 
lassen. Mit dem Beschluss zum Atomaus-
stieg hat Deutschland eine große Verant-
wortung übernommen, die Verantwortung 
zu zeigen, dass es möglich ist, ein hoch in-
dustrialisiertes Land ausschließlich erneu-
erbar zu versorgen. Das ist sicher noch ein 

Ursula Sladek ist Mut-
ter von 5 Kindern, studierte 
Grund- und Hauptschullehre-
rin und Vorstand der von ihr 
mit gegründeten Elektrizitäts-
werke Schönau (EWS).

1997 kaufte sie zusammen 
mit gleichgesinnten Stromre-
bellen nach einem jahrelangen 
Kampf das Schönauer Strom-
netz, um in ihrem Heimatort 
Schönau die Rahmenbedin-
gungen für eine ökologische 
Stromversorgung selbst be-
stimmen zu können. Neben 
zahlreichen Auszeichnungen 
für die EWS erhielt Ursula 
Sladek 2011 den Goldman En-
vironmental Prize, einen der 
bedeutendsten Umweltpreise 
der Welt. Dabei überreichte sie 
US-Präsident Barack Obama 
persönlich eine Liste mit „100 
good reasons against nuclear 
power“.

 

langer Weg, es gibt noch viele Probleme 
zu lösen, es wird sicher auch Rückschläge 
geben, aber es ist der einzig gangbare Weg 
in die Zukunft! Wenn an diesem Ziel viele 
mitarbeiten, dann erreichen wir es auch.  

Fragen: Orhan Çalışır
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ESPABAU Eisenbahn 
Spar- und Bauverein Bremen e.G.

Mit 119 Jahren erfolgreichem, genos-
senschaftlichen Bauen und Wohnen ge-
hört die ESPABAU zu den altehrwürdigen 
Einrichtungen der Arbeiterbewegung in 
Bremen.

Eisenbahner um den Schmied Hein-
rich Helmbrecht gründeten am 18. Juli 
1893 mit 57 Kollegen aus dem Schienen-
bereich Findorff ihre Genossenschaft. Sie 
hatte gewerkschaftliche Wurzeln als Teil 
der Arbeiterbewegung und war auch eine 
berufsständische Organisation „nur für 
Eisenbahner“.

300 Goldmark betrug vor dem Ersten 
Weltkrieg der Genossenschaftsanteil für 
eine Wohnung – eine beträchtliche Sum-
me, wenn man bedenkt, dass der Tages-
lohn eines Eisenbahnarbeiters bei unge-
fähr drei Goldmark lag.

Manche Eisenbahnerfamilien wohnen 
schon in der dritten – in Ausnahmefällen 
sogar in der vierten – Generation bei ihrer 

Genossenschaft. Die Anteile können ver-
erbt, aber nicht verkauft werden.

Als preußisch Hemelingen 1939 an Bre-
men kam, schlossen sich auch der Eisen-
bahn-Heimstätten Bau- und Sparverein 
Hemelingen und die ESPABAU zusam-
men.

Der Hauptanteil der Wohnungen ent-
stand entlang des Bremer Hauptschienen-
stranges in Hemelingen, Sebaldsbrück, 
Findorff, Gröpelingen und Bremen Nord.

In der harten Zeit des Ersten Welt-
krieges wurde in Gröpelingen der Brei-
tenbachhof nach Plänen des bekannten 
Architekten Rudolph Jacobs im Reformstil 
errichtet. Er ist heute als Baudenkmal an-
erkannt, aber findet leider in der Öffent-
lichkeit viel zu wenig Beachtung.

Margot Müller

Quelle: Material der ESPABAU

Eine  Baustelle der Genossen-
schaft Eisenbahn Spar- und 

Bauverein Anfang des 20. Jahr-
hunderts in Bremen-Findorff, 

Grünbergstraße
Foto: ESPABAU
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Interview mit Manfred Eisinger, 
Vorsitzender des Vorstandes der ESPABAU

Was ist das Besondere an ESPABAU?

Das Besondere an uns ist, dass wir 
eine der wenigen Genossenschaften in 
Deutschland sind, die Spareinlagen von 
ihren Mitgliedern annehmen dürfen, und 
wir haben inzwischen rund 90 Millionen 
Euro Spareinlagen von unseren Mitglie-
dern eingesammelt. Der Vorteil für uns 
ist, dass wir zur Zeit für Jahresgeld 2,25 % 
Zinsen zahlen. Das ist mehr als die Mit-
glieder bei ihrer Bank kriegen würden und 
für uns ist es weniger als wenn wir unsere 
Baumaßnahmen über Banken finanzieren 
müssten. Das heißt, wir finanzieren uns 
über die Spargelder. Und das ist der große 
Vorteil für uns.

Wie hat sich ESPABAU historisch ent-
wickelt?

Sie wurde von den Eisenbahnern 1893 
gegründet, weil es damals Wohnungsnot 
gab. Und deswegen haben wir unseren 
Hauptwohnungsbestand in den Bereichen, 
wo die Eisenbahn früher stark war: Se-
baldsbrück Ausbesserungswerk, Findorff 
Hauptbahnhof und Gröpelingen Verschie-

bebahnhof. Die Genossenschaft wurde von 
Eisenbahnern gegründet, um den Woh-
nungsnotstand für die Eisenbahner zu lin-
dern. Und erst in den 1960ern hat man die 
Genossenschaft auch für die Nichteisen-
bahner geöffnet, weil der Personalabbau 
bei der Bahn so groß war, dass man nicht 
mehr in der Lage war den Wohnungsbe-
stand nur durch Eisenbahner zu besetzen. 
Deswegen kam die Öffnung auch für alle 
anderen Bürger dieser Stadt. Früher hieß 
es ja „Eisenbahn Spar- und Bauverein“, 
später hat man den Namen in die Abkür-
zung ESPABAU geändert, weil sonst jeder 
gesagt hätte, „Eisenbahn Spar- und Bau-
verein“ da brauchen wir gar nicht erst hin 
zu gehen, es ist nur für die Eisenbahner.“ 
Es hat auch eine Weile gedauert, bis sich 
das rumgesprochen hatte, „Mensch, da 
können wir auch hingehen, da können wir 
auch eine Wohnung kriegen“.

Wie viele Anteile braucht man für 
eine Wohnung?

Man braucht zwei Anteile, à 260 Euro 
dann ist man Vollmitglied der Genossen-
schaft. Man kann hier sparen oder sich 

ESPABAU-Häuser in Bremen-
Gröpelingen, Halmerweg

Foto: ESPABAU
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für eine Wohnung bewerben. Wir haben 
dann eine Regelung, dass je nach Größe 
der Wohnung mehrere Anteile gezeichnet 
werden müssen. Wenn ich zwei Anteile 
habe und Mitglied bin und möchte eine 
Zwei-Zimmer-Wohnung mieten, brauche 
ich drei Anteile. Bei einer Drei-Zimmer-
Wohnung brauche ich vier Anteile. So ist 
es gestaffelt.

Gibt es eine Obergrenze beim Erwerb 
von Genossenschafts-Anteilen?

Nein. Wir haben letztes Jahr zwei neue 
Zugänge von Mitgliedern gehabt, die je-
weils 300 Geschäftsanteile gezeichnet ha-
ben, nur wegen der 4 % Dividende. Die be-
trachten das als reine Kapitalanlage. Uns 
kommt es zugute. Durch jeden Anteil stär-
ken wir unser Eigenkapital.

Hat man mehr Stimmen auf der Ge-
neralversammlung, wenn man mehr 
Anteile hat?

Nein. Egal, wie viele Anteile ein Mit-
glied hat, er hat auf der Generalversamm-
lung nur eine Stimme! Es kann hier nie-
mand die Mehrheit erlangen, egal wie viele 
Anteile er hat.

Können Sie uns ein paar Zahlen zur 
ESPABAU nennen?

Wir hatten Ende 2010 5.963 Mitglie-
der mit insgesamt 19.798 Geschäftsantei-
len. Wir beschäftigen 48 Mitarbeiter und 
bilden regelmäßig aus. Zur Zeit haben 
wir sechs Auszubildende im Haus in den 
verschiedenen Ausbildungsjahrgängen. 
Unser Eigenkapital beträgt 18,4 Millionen 
Euro. Und unsere Bilanzsumme beträgt 
150 Millionen Euro.

Wie kann man bei Ihnen eine Woh-
nung bekommen?

Wenn jemand eine Wohnung sucht, 
kann er übers Internet nachfragen, über 
unsere Internetseite oder er kommt in un-
sere Sprechstunde. Wir haben montags 
und dienstags vormittags und donnerstags 
nachmittags Sprechstunde. Da haben wir 
drei Mitarbeiter, die die Fragen abarbeiten. 
Dann muss er sagen, wo er eine Wohnung 
haben möchte, wie groß die Wohnung 
sein muss und was seine Vorstellung von 
der Miete ist. Das muss alles zusammen 
passen. Dann suchen wir ihm eine Woh-
nung aus. Dann kann er mit einem Mit-
arbeiter die Wohnung besichtigen. Wenn 
er sagt, die Wohnung möchte er haben, 

Grünbergstraße heute
Foto: ESPABAU
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wird dann ein „Dauernutzungsvertrag“ 
abgeschlossen. Das ist etwas Besonderes. 
Normalerweise bekommt man ja einen 
Mietvertrag bei anderen Gesellschaften. 
Bei uns bekommen die Mitglieder einen 
„Dauernutzungsvertrag“, d.h. der ist sei-
tens der Genossenschaft nicht kündbar. 
Theoretisch kann er bis zum Ende seines 
Lebens dort wohnen. Es sei denn, er zahlt 
die Miete nicht.

Wie viele Wohnungen und andere  
Einrichtungen haben Sie?

Wir haben 3.116 Wohnungen, zwei 
Wohnheime für ältere Menschen, d.h. 
zwei Wohnanlagen mit altengerechten 
Wohnungen. Dann 641 Garagen und 62 
gewerbliche Räume, das heißt Läden.

Was wir noch haben, ist ein Wasch-
salon hier in Findorff. Das haben wir ge-
lassen, obwohl heutzutage alle Menschen 
eine Waschmaschine und Trockner haben. 
Dort können Mitglieder gegen eine ge-
ringe Gebühr waschen und mangeln. Da 
haben wir auch eine Heißmangel. Das ist 
für uns ein reines Zuschussgeschäft, da er-
wirtschaften wir keine Erträge. Wir haben 
das deswegen beibehalten, weil es auch ein 
Kommunikationsort für die Mieter ist. Sie 
treffen sich dort, trinken Kaffee, unter-
halten sich und nebenbei waschen sie ihre 
Wäsche.

Interview: Orhan Çalışır

Manfred Eisinger ist Betriebs-
wirt und hat zusätzlich zwei Aus-
bildungen zum Bankkaufmann 
und zum Kaufmann der Grund-
stücks- und Wohnungswirtschaft 
absolviert.

1988 wurde er zum geschäfts-
führenden Vorstand der ESPABAU 
berufen und hat Bremens älteste 
Wohnungsbaugenossenschaft in 
den vergangenen 23 Jahren konti-
nuierlich weiterentwickelt.

Bremen-Findorff, Winterstraße
Foto: Hugo Köser
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Mit Gründung der Krüppelgruppe, 
wie sie selbst sich nannte, wurde 1978 der 
Grundstein für die Behindertenbewegung 
´Selbstbestimmt-Lebeń  in Bremen gelegt: 
Der Name sollte signalisieren, dass behin-
derte Menschen die ihnen zugedachte Rol-
le nicht mehr spielen wollten. 

Franz Christoph und Horst Frehe fan-
den sich mit anderen Behinderten zusam-
men, um ein eigenes Selbstbewusstsein zu 
entwickeln und die Kraft zu finden, sich 
gegen Aussonderung und Bevormundung 
zur Wehr zu setzen. 

Meine Gesprächspartnerin Solveig     
Eisert, heute geschäftsführender Vorstand 
der Assistenzgenossenschaft, stieß nur we-
nig später dazu.

Der Auftakt zum Internationalen Jahr 
der Behinderten 1981 – Behinderte nann-
ten es „Jahr der Behinderer“ – bot An-
lass zu einer ersten großen öffentlichen 
Aktion: Karl Carstens, damals Bundes-
präsident, wurde in Essen vom Podium 
verdrängt und Behinderte machten vom 
Podium aus ihr Interesse deutlich: selbst-
bestimmt leben.

In Bremen brachten in den folgenden 
Jahren Blockaden öffentlicher Verkehrs-
mittel das Thema Kürzung des Landes-
pflegegeldes und mangelnde Möglichkei-
ten der Mobilität von Behinderten in die 
Öffentlichkeit. Schließlich stürmten und 
besetzten RollstuhlfahrerInnen die Bür-
gerschaft und führten einen Hungerstreik 
gegen die geplante drastische Kürzung 
des Behindertenfahrdienstes durch. Nie-

derflurbusse und –bahnen waren damals 
schließlich noch Zukunftsmusik. Die 
Blockierer stießen dabei auf viel Sympa-
thie und Solidarität. Zug um Zug wurden 
so Verbesserungen durchgesetzt.

Nach US-Vorbild öffnete 1986 in Bre-
men die bundesweit erste Beratungsstelle 
„Selbstbestimmt Leben“ – von Behinder-
ten für Behinderte – um sie bei der Durch-
setzung ihrer Rechte zu unterstützen.

Persönliche Assistenz – von der 
Idee zur Genossenschaft

Die Idee der Persönlichen Assistenz 
wurde entwickelt, denn Anbieter von Hil-
fen für Behinderte wie Wohlfahrtsverbän-
de oder private Pflegedienste waren, ähn-
lich wie stationäre Einrichtungen, weniger 
an deren Selbstbestimmung als am rei-
bungslosen Ablauf und optimalen Einsatz 
ihres Personals interessiert. 

Im Unterschied dazu entscheiden Assi-
stenznehmer/innen im Rahmen der bewil-
ligten Mittel selbst, welcher Anbieter und 
welcher Mensch wann und wo welche As-
sistenz auf welche Weise für sie erbringt. 

Stundenlanges Warten und “Minuten-
pflege“ durch ständig wechselndes Per-
sonal gibt es nicht. In der Assistenz wird 
auf Kontinuität Wert gelegt, weil häufiger 
Wechsel belastend ist. Manchmal kann er 
aber ratsam sein, denn auch zu lange Bin-
dung kann für beide Seiten zum Problem 
werden. Es ist ein hochsensibler Bereich. 
Professionelle Distanz ist angesagt. Es 

Ein Kind der Behindertenbewegung
Die Assistenzgenossenschaft in Bremen
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handelt sich trotz aller Nähe um ein Ar-
beitsverhältnis. 

Es geht um Grundpflege, Hauswirt-
schaft, Begleitung, Arbeits- oder Schul-
assistenz – alles was gewünscht ist. Der 
zeitliche Umfang der erforderlichen Lei-
stungen kann von wenigen Stunden in der 
Woche bis rund-um-die-Uhr reichen. 

In diesem Sinne wurde die Idee der 
Assistenzgenossenschaft entwickelt: die 
demokratische Struktur sollte die Selbst-
bestimmung der NutzerInnen persönli-
cher Assistenz sicherstellen. Ursprünglich 
war das Konzept viel breiter angelegt. Die 
Idee sollte auch Lernbehinderten und z.B. 
AIDS-Kranken zugute kommen. Aber 
nicht alles Gewünschte war aus fachlicher 
Sicht auch zu leisten. So kam es zur Be-
schränkung der Genossenschaft auf kör-
perbehinderte Menschen, was nicht heißt, 
dass nicht auch weitere Einschränkungen 
im Laufe des Lebens auftreten.

Anfang 1991 war es so weit: Die Assis-
tenzgenossenschaft (kurz „AG“ genannt) 
konnte in kleinstem Umfang ihren Betrieb 
aufnehmen. 1993 wuchs die Genossen-
schaft wegen der Übernahme von Assis-
tenznehmer/innen des Sozialen Friedens-
dienstes stark und seitdem weiter bis heute.

Die „AG“ heute – 
ein mittelständischer Betrieb 

Mit über 60 Mitgliedern und fast eben-
so vielen Menschen, die Persönliche Assi-
stenz für sich nutzen, ist die „AG“ heute 
die größte ambulante Einrichtung für In-
dividuelle Schwerstbehindertenbetreuung. 
Zur Zeit ermöglicht sie ca. 190 000 Stun-
den Assistenz im Jahr durch rund 250 As-
sistent/innen und weitere 15 Mitarbeiter/
innen in der Geschäftsstelle, die sich u.a. 
um die Dienstpläne kümmern. Um die 
Kosten wird mit Krankenkassen und dem 
Amt für Soziale Dienste verhandelt. 

Trotz ihrer Größe ist die „AG“ in der 
breiten Öffentlichkeit nicht sehr bekannt. 
Frau Eisert: „Meistens kommen Menschen 
über Mund-zu-Mund-Propaganda in Kon-
takt zur „AG“, aber auch über öffentliche 
Veranstaltungen oder das Internet. Denn 
wachsen will die „AG“ durchaus noch.“ 

Die Behörde propagiert das System 
Service-Wohnen vermutlich aus finanzi-
ellen Erwägungen.  Das ist aber nicht das 
Gleiche wie selbstbestimmt zu Hause le-
ben. Kostendenken ist hier wie überall in 
der Gesundheitsversorgung Thema. Das 

ist ein Unterschied gegenüber den 80er 
Jahren, in denen Selbsthilfegruppen offe-
nere Ohren für selbstbestimmte Anliegen 
fanden.

Viele behinderte Menschen haben aber 
auch Angst aus geschützten Verhältnis-
sen in ein selbstbestimmtes Leben auszu-
ziehen. Manchmal wird ein Auszug auch 
institutionell erschwert. Viele bleiben im 
geschützten Rahmen der Familie. Auch 
selbstbestimmtes Leben mit individuel-
ler Assistenz kann nicht vor Einsamkeit 
schützen. 

Die „AG“ als Arbeitgeber 

Angetreten ist die Genossenschaft, um 
selbstbestimmtes Leben zu ermöglichen: 
mit einem fairen System – auch einem fai-
ren Lohnsystem und Betriebsvereinbarun-
gen, die Dienstpläne und alles Notwendige 
bis hin zu Zuschlägen regeln. Das alles war 
und ist Frau Eisert und der Genossenschaft 
wichtig: „Es gibt Probleme geeignetes Per-
sonal zu finden - die Arbeit ist durchaus 
anspruchsvoll. Ich  weiß um die mensch-
liche Qualifikation. Aber die Realität der 
Eingruppierung des Assistent/innen- Tä-
tigkeit durch die Kostenträger kann ich 
nicht ausblenden. Auch bei Pflegehelferin-
nen werden qualitativ anspruchsvolle Ver-
richtungen oder die emotionale Leistung 
nicht honoriert. Persönliche Assistenz ist 
wertvolle Arbeit, wird aber nicht entspre-
chend gewertet“, meint Frau Eisert. 

Eine Problematik ist das fehlende Be-
rufsbild für Assistent/innen: Es wird von 
den Kostenträgern nicht gewünscht, denn 

Fotos von einer Demonstration 
in Berlin 2009

Quelle: Ambulante Dienste e.V.
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es könnte zu Ansprüchen auf Eingruppie-
rung, Fortbildung usw. führen. 

Ein Hochlohnbereich ist die Betreuung 
Behinderter nie gewesen – auch die Lei-
tung der Genossenschaft war noch bis vor 
kurzem weit unterbezahlt. Aber es ist nach 
Frau Eisert  geschichtlich so gewachsen, 
dass nicht viel gezahlt werden kann. Der 
Konflikt mit den Mitarbeiter/innen um 
die Bezahlung beschäftigt und belastet sie 
gegenwärtig. Sie spürt die Verantwortung 
für einen Betrieb mit 280 Beschäftigten 
und 60 Assistenznehmer/innen, den sie 
nicht gefährden möchte. Aktionen wie in 
den 80er Jahren gehen für sie heute nicht 
mehr. 

Visionen 

Aber auch nach über 30 Jahren in der 
Behindertenbewegung und über 20 Jah-

Kommentar: Müssen niedrige Löhne 
in Assistenz und Pflegeberufen sein?
Die „AG“ steht im Zwiespalt zwischen gefordertem Kostendenken der 

Kostenträger und dem Wunsch nach fairen Lohn- und Arbeitsbedingun-
gen für die Beschäftigten. Der Konflikt zwischen den Interessen der Assi-
stent/innen, ihren Lebensunterhalt zu sichern und den finanziellen Mög-
lichkeiten der Genossenschaft, lässt sich nicht leugnen. Gespräche und 
Verhandlungen um einen Haustarifvertrag sind dazu da, diesen Konflikt 
beizulegen. Ziel muss bleiben, mit den Kostenträgern um die nötige Finan-
zierung zu ringen, die eine bessere Bezahlung der Assistent/innen ermög-
licht. Denn es kann nicht so bleiben, dass Arbeit mit Menschen weniger 
Wert haben soll als Arbeit in der Produktion, Vermarktung und Verteilung 
von Waren. 

Die öffentlichen Kassen sind leer? Es geht um die Verteilung von Steuer-
Einnahmen, um Interessenpolitik. 

Jede einzelne Einrichtung in der sozialen oder Pflege-Arbeit für sich 
kann hier wenig Einfluss entwickeln. Notwendige Veränderungen in der 
Gesellschaft vollziehen sich nicht, ohne dass diejenigen sich öffentlich 
einmischen, die diese Veränderungen brauchen. Im Fall der Bremer Assi-
stenzgenossenschaft gilt das für Beschäftigte wie Assistenznehmer/innen. 
Am besten wäre es, sie würden gemeinsam mit anderen sozialen Einrich-
tungen öffentlich für die bessere finanzielle Ausstattung notwendiger und 
wünschenswerter Tätigkeiten eintreten.

Letztlich geht es um die Frage: Was ist der Gesellschaft wichtig – Be-
friedigung der Bedürfnisse der Menschen oder der Bedürfnisse privater 
Unternehmen nach Gewinn und Verarmung und in der Folge das Kosten-
denken bei der öffentlichen Hand.

ren Berufstätigkeit in der „AG“ hat Frau 
Eisert noch Ideen, die sie gern verwirkli-
chen würde: Verbesserungen beim „per-
sönlichen Budget“, z.B. würde sie gern 
eine Verbesserung der Rahmenbedingun-
gen und eine Begleitung durch die „AG“ 
erreichen. – Eine Idee ist auch ein Behin-
derten-Hotel in Bremen – oder die Suche 
nach Lösungen, um der Vereinsamung 
von Assistenznehmer/innen entgegen zu 
wirken, z.B. in Wohnprojekten mit mehre-
ren Menschen gemeinsam – und trotzdem 
selbstbestimmt – zu leben, kombiniert mit 
Assistenz. Unabdingbar ist dabei die For-
derung: Beratung, Wohnen und Leistun-
gen müssen getrennt sein, um Unabhän-
gigkeit zu wahren.

Traudel Kassel
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Fahrgastbeiräte - ein sinnvolles Betäti-
gungsfeld für aktive Seniorinnen und Se-
nioren.

Gertlinde Schönewald berichtet: „Ich 
bin am 11.01.2011 als ordentliches Mit-
glied für den Landkreis Diepholz in den 
FGB gewählt worden.“

Die Mitarbeit erfolgt ehrenamtlich 
und unentgeltlich 

Als langjährige Nutzerin der Bahn zwi-
schen Lemförde und Bremen sind mir die 
Sorgen und Nöte der Pendlerinnen und 
Pendler, aber auch die der „normalen“ 
Reisenden bestens bekannt. Als ver.di- 
Gewerkschaftssekretärin bin ich auch auf 
anderen Strecken in der Republik unter-
wegs gewesen und kann diese gesammel-
ten Erfahrungen mit in die Arbeit des FGB 
einbringen.

Dieser wirkt beratend an der Gestal-
tung zur Verbesserung des ÖPNV im Ver-
kehrsverbund (VBN) mit.

Er hat eine Mittlerrolle zwischen den 
Fahrgästen und den Verkehrsunterneh-
men. Den Fahrgästen dient er als An-
laufstelle, um auf Problembereiche und 
Schwachstellen des ÖPNV im VBN hinzu-
weisen und um Maßnahmen zur Verbesse-
rung vorzuschlagen.

Als praktisches Beispiel aus unserer 
Arbeit kann ich benennen, dass der FGB 
schon frühzeitig vor Betriebsaufnahme 
der Regio-S-Bahn eine Problemsammlung 
erstellt und mit den Betreibern diskutiert 
hat. Unsere Bedenken und Verbesserungs-
vorschläge wurden als übertrieben ange-
sehen und abgetan. Leider haben sie sich 
bewahrheitet und in den Medien schlugen 
die Wogen hoch.

Zu wenig Plätze in den Zügen, witte-
rungsbedingte Verspätungen und Ausfälle 
waren an der Tagesordnung. Das wir das 
vorausgesehen haben, hat uns dennoch 
nicht erfreut!

Für die Mitarbeit im FGB werden ak-
tuell noch Menschen aus den Landkreisen 
Cuxhaven, Nienburg und Verden gesucht.

Weitere Informationen finden sich auf unserer 
Homepage: www.fahrgastbeirat-zvbn.de

Gerlinde Schönewald

Zusammensetzung 
des FGB
Ein Drittel der insgesamt 19 Sitze wird 
durch Vertreterinnen und Vertreter ver-
schiedener Verbände, zwei Drittel unter 
Berücksichtigung verschiedener Bevölke-
rungsgruppen besetzt. Die Mitglieder des 
Fahrgastbeirates repräsentieren dabei die 
Region in ihrer gesamten Vielfalt — vom 
ländlichen Raum bis hin zur Großstadt.

Zur Wahrnehmung dieser Aufgaben wur-
den aus den Reihen des FGB die folgenden 
Arbeitsgruppen gebildet:
- Tarifangelegenheiten 
- Nahverkehrsplan/Fahrplan-
   angelegenheiten
- Qualität 
- Öffentlichkeitsarbeit

Die Mitglieder und das Sprechergremium 
des FGB sind zu finden unter: 
www.fahrgastbeirat-zvbn.de

Organisation und Arbeitsweise 
Der FGB tagt im Grundsatz alle zwei Mo-
nate in öffentlicher Sitzung an verschie-
denen Orten im Verbundraum. Diese wer-
den auf den Homepages des FGB 
www.fahrgastbeirat-zvbn.de
und der Verbundgeschäftsstellen 
www.zvbn.de  veröffentlicht.  

Fahrgastbeirat
Mitfahren + Mitreden = Mitgestalten!
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Als Gewerkschafter/innen sehen wir 
die Schlecker-Insolvenz mit gemischten 
Gefühlen: Das Anton Schlecker-Imperi-
um mit seinem Verhalten gegenüber den 
Beschäftigten war nicht beliebt. 

Wir – GewerkschafterInnen und Men-
schen aus sozialen Bewegungen – haben 
immer wieder gegen Verstöße und Tricks 
zu Lasten der Beschäftigten protestiert 
– zuletzt seit dem Versuch, die moder-
nen Schlecker XL-Märkte mit Hilfe von 
Leiharbeiterinnen und Lohndumping zu 
einem Kostensparmodell auf Kosten der 
Beschäftigten zu machen. 

Unser Anliegen war immer: kein Boy-
kott, denn dieser schadet den Verkäu-
ferinnen in den Filialen. Und um deren 
Interessen geht es uns als Gewerkschafte-
rInnen. Es gelang im Mai 2010 Tarifver-
träge mit Schlecker abzuschließen. Es ging 
um Beschäftigungssicherung bei Filial-
schließungen und um Sozial-Regelungen 
im Falle von Kündigungen.

Jetzt, wo die Tarifverträge zur Absi-
cherung und für Abfindungsregelungen 
bei anstehenden Kündigungen wirklich 
nötig werden, zieht sich Schlecker durch 
(Plan-)Insolvenz aus der Verantwortung. 
Noch weiß niemand, was insgesamt auf 
die Beschäftigten zukommt. Seit Ende Fe-
bruar ist bekannt, dass fast die Hälfte der 
Filialen geschlossen werden soll und rund 
12.000 Beschäftigte ihren Arbeitsplatz 
verlieren werden.

„Es ist nichts mehr da ...“, sagt 
Meike Schlecker am 
30. Januar – wirklich nicht?

Bis dahin hieß es, dass Schlecker für 
seine Expansion keine Bankkredite in An-
spruch nehmen musste ...  Schlecker ist 
auch durch Kapitalverflechtung mit LIDL 
verbunden, was kaum bekannt ist. Die 
Schlecker-Kinder haben „eigenes Geld“ 
in die Modernisierung von Filialen einge-
bracht. Ein Blogger hat es sinngemäß so 
formuliert: Wenn sie nichts mehr haben, 
sollen sie doch Hartz IV beantragen: Die 
Jobcenter werden ihnen schon nachweisen, 
dass sie nichts zu beanspruchen haben, 
weil sie immer noch viel zu viel haben. 

Wie auch immer: Alles, was Schlecker 
nach Gründung der Filialkette in 35 Jah-
ren verdient hat, ist von seinen Mitarbei-
terInnen mit viel Einsatz und wenig Lohn 
erwirtschaftet worden. 

Ob tatsächlich nichts mehr da ist oder 
es nur darum geht, die mühsam erkämpf-
ten Tarifverträge auszuhebeln und weite-
ren Verzicht der Beschäftigten zu erpres-
sen, kann niemand heute mit Sicherheit 
beantworten. Der Wunsch nach Sanie-
rungstarifvertrag, Planinsolvenz weisen in 
diese Richtung.

Gnadenlose Konkurrenz

Schleckers Fehler in der Geschäfts-
politik hin oder her – die Konkurrenz ist 
gnadenlos: Schlecker verliert Marktan-
teile nicht nur durch die anderen großen 
Drogerie-Ketten Rossmann, dm, Müller 
– sondern auch an die großen Einzelhan-
delsketten. Sie alle führen zunehmend 
Drogerie-Artikel. Das ist ganz normaler 
Verdrängungswettbewerb: Einer ist über – 
und es trifft den Schwächsten. Das ist kapi-
talistisches Gesetz.

Welche Möglichkeiten bleiben 
den Kolleginnen?

Schon seit zwei Jahren werden mas-
senhaft Filialen geschlossen, bisher meist 
ohne Entlassungen bei den Festangestell-
ten, aber für befristet Beschäftigte ist auch 
ohne Entlassung Schluss. Andere werden 
mit ständigen Versetzungen oder Sprin-
ger-Verträgen konfrontiert.

Es gibt Aufrufe zu öffentlichen Pro-
testen. Es gibt Ideen, dass die Beschäf-
tigten „den Laden“ selbst übernehmen, 
z.B. als Genossenschaft. Aber eine weit 
verstreute Handelskette ist nicht das Glei-
che wie eine Fabrik mit festen Abnehmern 
und gesicherten Herstellern. 

Vor allem ist es wichtig mehr zu tun als 
still abzuwarten, bis alles vorbei ist und 
sich jede für sich allein beim Arbeitsamt 
wieder treffen. Das hat im März bundes-
weit begonnen. Öffentlichkeit herstellen 
für die Interessen der Kolleginnen.

Traudel Kassel

Wir GewerkschafterInnen 
und die Schlecker-Insolvenz

Darüber müssen wir in 
den Gewerkschaften re-
den – nicht nur in ver.di 

Und nicht nur im Fall 
Schlecker!
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Wir erinnern: 
an Johann Hinrich Timmermann

Die Familie Timmermann führt ihre 
Gröpelinger Wurzeln bis auf das Jahr 1793 
zurück, dem Geburtsjahr des Stromwäch-
ters und Brinksitzers Hinrich Raschen aus 
Wasserhorst, der um 1825 mit seiner ge-
samten Familie nach Gröpelingen umsie-
delte, aber auch dort zur untersten Kaste 
der Landbesitzer bzw. -pächter gehörte. 
Seit dem Mittelalter waren die Brinksitzer 
diejenigen in der ländlichen Bevölkerung, 
die das Land am Rande der großbäuerli-
chen Betriebe am sog. Brinkwald beac-
kerten. Ihre gesellschaftliche Stellung war 
niedriger als die der Kötner, der Kleinbau-
ern. Die Gröpelinger Geschichte ist voll 
von Ereignissen, in denen die Brinksitzer 
um mehr Rechte kämpfen mussten. Mitte 
des 19. Jahrhunderts heiratete eine Enkelin 
Hinrich Raschens den Küper Johann Al-
bert Timmermann aus Bremen-Neustadt.

Johann Hinrich Timmermann, der 
Sohn der beiden war 1905 einer der ersten 
Schiffbaulehrlinge auf der in Gröpelingen 
neu entstandenen Werft AG Weser. Sein 
polizeilich vorgeschriebenes Arbeitsbuch 
weist ein äußerst wechselvolles Arbeits-
leben auf, da schon damals das Prinzip 
„hired and fired“ (angestellt und gleich 
wieder entlassen) bei den Arbeitgebern 
üblich war. 

Nach erfolgreicher dreijähriger Lehre 
wurde er noch 17 Monate auf der Werft 
beschäftigt und musste sich danach als 
einfacher Arbeiter bei der Bremer Firma 

Anton Günther für einen 
Monat verdingen. Im Ja-
nuar 1910 fand er wieder 
für drei Monate Arbeit als 
Schiffbauer auf der AG 
Weser. Von April 1910 bis 
März 1911 arbeitete er in 
Hamburg nacheinander 
bei Blohm und Voss, bei 
der Hamburger Niederlas-
sung des Stettiner Vulcan, 
bei Stülcken & Sohn und 
in der Schiffswerft Rei-
herstieg. (...). Im Jahr 1912 
erhielt er ein für damali-
ge Verhältnisse lukratives 
Angebot, als Schiffbauer 
auf einer Werft in Gallatz, 
Rumänien, zu arbeiten.

Ein Jahr vor dem Aus-
bruch des Ersten Weltkrie-
ges heiratete er im Juli 1913 
in der Gröpelinger Niko-
lai-Kirche Frida Eichhorn 
aus Elbing (Westpreußen), 
die er in einem seiner aus-
wärtigen Arbeitsorte ken-
nengelernt hatte. Johann 
Hinrich Timmermann nahm aktiv an der 
Novemberrevolution teil und war wie die 
meisten Werftarbeiter ein eifriger Anhän-
ger des Arbeiter- und Soldatenrates in Bre-
men. Er überlebte die Niederschlagung der 
Räterepublik, nachdem er - Erzählungen 
in Familienkreisen zufolge - sein Gewehr 

auf der Flucht vor den nach-
setzenden Gerstenberger-
Truppen im Garten seines 
Hauses in der Lupinenestra-
ße 11 vergraben hatte. Er 
lebte in diesem Haus bis zu 
seinem Tode 1973.

Der ca. 400 kg schwere 
Grabstein fand seine letzte 
Ruhestätte direkt neben dem 
Grabmonument der Bauern-
familie Juchter an der Kir-
chenmauer in der Danziger 
Straße.

Günther Reichert

Hochzeitfoto 
J. H. Timmermann

Quelle: Geschichtswerkstatt 
Gröpelingen
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Die Nazis wollten den Stadtteil in Ihre 
Hand bekommen. In der Friedrich-Ebert-
Str. konnten die Sozialdemokraten und die 
Kommunisten und andere Antifaschisten 
die Nazis über die Brücke zurückdrängen.

Der Treffpunkt Osterstraße war ge-
wählt worden, weil hier Johann Knief ge-
boren  ist und gewohnt hat. Johann Knief 
wurde Lehrer, kam mit dem reaktionären 
Bildungssystem im Konflikt und schloss 
sich der Bremer Linken an. Er wurde ei-
ner ihrer Führer in der Vorbereitung auf 
die Revolution 1918. Leider hat er die Bre-
mer Räterepublick nur vom Bett aus beo-
bachten können. Er wurde sehr krank und 
starb am 6. April 1919. 

Ich hatte im Beirat Neustadt zum 90. 
Jahrestag der Bremer Räterepublik einen 
Antrag gestellt, eine Strasse nach Johann 
Knief zu benennen. Der Antrag wurde po-
sitiv aufgenommen, aber bis heute nicht 
realisiert.  Wir gingen weiter zu dem Ge-
denkstein für die Toten im Erdbunker, der 
Pfingsten 1943 von einer Luftmine getrof-
fen wurde. Der BAF (Zeitung der Bremer 
Antifaschisten) hat darüber bereits be-
richtet. In den Anlagen besuchten wir den 
zweiten Gedenkstein für die 400 Neustäd-
ter Juden, die 1941 nach Minsk gebracht 
und dort ermordet wurden, auch darüber 
war ein Bericht im BAF. In der Kantstrasse 
hat unser Kamerad Herbert Breidbach an 
dem Stolperstein der an seinen Klassen-
kameraden Alfred Bostelmann erinnert, 
gesprochen. 

Alfred war  Zeuge Jehova, er hat den 
Kriegsdienst verweigert, und wurde des-

halb von den Nazis hingerichtet. In der 
Hegelstraße 75 gibt es einen Stolperstein 
für die Jüdin Ida Steinhardt, sie hat hier 
gewohnt, ihr wurde vom Vermieter, weil 
sie Jüdin war, gekündigt, von der SA ge-
sucht, nach Ravensbrück gebracht und 
dort 1942 ermordet.

Wir gingen weiter zur Waterloostrasse. 
Hier hat sich nach 1945 Jan Onasch, ein 
Haus gekauft. Er war bei dem Matrosen-
aufstand 1918 in Kiel dabei. Er und seine 
Genossen erreichten, dass der Kaiser ab-
danken musste und die Weimarer Repu-
blik entstand. Jan Onasch kam nach Bre-
men und wurde Mitarbeiter von Johann 
Knief. Nach 1945 war er Betriebsratvorsit-
zender beim damaligen Gaswerk, in Wolt-
mershausen. Der Gaswerkturm steht heute 
noch. 

Unser Weg führte uns jetzt zum Bun-
tentor Friedhof, hier hätte Detlev Bartsch 
sehr viel erzählen können, aber die Zeit 
war knapp. Es gibt ein sehr schönes Buch 
über den Buntentor Friedhof. Detlev er-
zählt, in der Gruft an der Mauer zur Kant-
strasse war mal die Urne von Johann Knief 
beigesetzt und damals sehr lange im Par-
teibüro der KPD aufbewahrt worden. Er 
hat dann noch auf die alte Buche gezeigt, 
wo viele Zwangsarbeiter begraben sein sol-
len, die wahrscheinlich bei Luftangiffen 
umgekommen sind. Während der Luftan-
griffe war es für sie verboten einen Bunker 
zu betreten.     

Der letzte Treffpunkt an diesem Mor-
gen war das Rote Haus im Buntentorstein-
weg. Vor 1933 gehörte es dem Parteivor-
stand der KPD. Im Hof befand sich die 
Druckerei. Dort wurden Plakate der KPD 
gedruckt.  Eine Teilnehmerin erzählte, 
dass ihrem Großvater die Druckerei ge-
hört hat. Schon im März 1933 besetzte die 
SA das Haus und richtete im Keller eine 
Folterstätte ein. Viele SPD und KPD Ge-
nossen wurden dort gefoltert. Ende März 
1933 wurde das Haus von der SA in Gos-
sel-Haus umbenannt. Johann Gossel war 
ein brutaler SA-Mann, er kam bei einem 
Kampf mit KPD- und  SPD-Genossen zu 
Tode.

  Ingeborg Breidbach

 

Es war ein Sonntag, wir 
hatten Glück. Tagelang hat-
te es geregnet, aber an dem 
Sonntag, an dem sich an 
der Ecke Osterstrasse/Bun-
tentorsteinweg,  23 junge 
und ältere Interessierte, u.a. 
zwei Mitglieder des Beirates 
mit ihren Frauen, zu einem 
Rundgang durch den Stadt-
teil Buntentor zusammen 
gefunden hatten, schien die 
Sonne und alle freuten sich 
darüber. Detlev Bartsch und 
ich stellten uns als die bei-
den vor, die zu einem Spa-
ziergang durch den Stadtteil 
eingeladen hatten. 

Eingeleitet, habe ich da-
mit, dass dieser Stadtteil 
Buntentor ein  Arbeiter-
stadtteil war. Hier wohnten 
viele Sozialdemokraten und 
Kommunisten, die sich dem 
aufkommenden Faschismus 
aktiv entgegen stellten.

Ein antifaschistischer Rundgang 
durch das Buntentor

Ingeborg Breidbach (in der 
Bildmitte) bei der Führung 
durch das Buntentor
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Zum ersten Mal wurde der Tag der 
älteren Generation in Bremen begangen: 
Allerdings nannten ihn die Veranstalter 
„Tag der Generationen“. Im vergangenen 
Jahr waren Bremer KollegInnen noch nach 
Hannover gefahren. 

Bevor die Veranstaltung auf dem Han-
seatenhof begann, fand der Auftakt im 
Dom statt. Der Pastor begrüßte die Anwe-
senden vor dem Portal und wies in seiner 
Mittagspredigt auf die Bedeutung dieses 
Tages hin. 

Die Gruppe von SeniorInnen kam 
dann zum Hanseatenhof, wo die zentrale 
Bühne stand, umrahmt von verschiedenen 
Ständen des DGB, von Einzelgewerkschaf-
ten und Sozialverbänden. Die Moderation 
hatte Lutz Bock vom DGB übernommen. 

Geschäftsführer Rainer Kuhn von     
ver.di geißelte Altersarmut und Pflege-
notstand und forderte einen gesetzlichen 
Mindestlohn ein: Gerecht geht anders. 

Während der gesamten Dauer war un-
ser bewährtes ver.di-Service-Team pau-
senlos im Einsatz und meisterte auch alle 
technischen Schwierigkeiten hervorra-
gend. 

Auch der Sketch zur Gesundheitsre-
form begeisterte wieder die ZuschauerIn-
nen.  Mehrklassen-Medizin bedeutet: Pri-
vate werden sofort behandelt, bei Vorkasse 
kommt man ins Wartezimmer – der „Rest“ 
wartet im Treppenhaus. In vertauschten 
Rollen wurde auf den Pflegenotstand im 
Krankenhaus hingewiesen. 

Die ‚ver.di-Kanten‘ begeisterten mit ih-
ren gelungenen Darbietungen, die zu den 
Höhepunkten der Veranstaltung beitru-
gen. 

Gegen 15.00 Uhr schloss die Kundge-
bung. Viele der Beteiligten wollten gleich 
in die Planung fürs nächste Jahr einstei-
gen. 

Erstmals zogen die Seniorenvertreter 
von den DGB-Gewerkschaften, Parteien 
und sozialen Verbänden an einem Strang 
und alle Gruppierungen möchten unbe-
dingt am 1. Oktober 2012 wieder dabei 
sein. 

Ein herzliches Dankeschön an alle, die 
zum Gelingen des Tages beigetragen ha-
ben.  

Dieter Tarnowsky 
Sprecher ver.di Senioren, OV Bremen

Internationaler Tag der älteren 
Generation
Am 30. September 2011 auf dem Hanseatenhof in Bremen

Tag der älteren Generation
September 2011 auf dem 
Hanseatenhof in Bremen

Moderator: Günther Wesemann
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Auch in diesem Jahr hat der Bezirksse-
niorenausschuss wieder die nun schon zur 
Tradition gewordene Klausurtagung mit 
Exkursion durchgeführt. Ziel war diesmal 
die Lüneburger Heide. In einem gemüt-
lichen Dorfgasthaus in Wietzendorf bei 
Soltau konnten wir in angenehmer Atmo-
sphäre ungestört Bilanz ziehen über die im 
Jahre 2011 geleistete Arbeit und erste Vor-
stellungen für einen Aktivitätenplan 2012 
entwickeln.

    
Schwerpunkt unserer Klausurtagung 

aber war die Berichterstattung der Kol-
legin Costard über den 3. Ordentlichen      
ver.di-Bundeskongress vom 17. bis 24. Sep-
tember 2011 in Leipzig. Unter dem Motto 
„Vereint für Gerechtigkeit“ wurden von 
fast 1000 Delegierten in ausführlichen, 
konstruktiven und auch kontroversen De-
batten die Ziele der Gewerkschaft für die 
nächsten vier Jahre festgelegt.

Von den Teilnehmern der Klausurta-
gung wurden besonders die Beschlüsse zur 
Fortsetzung der Initiative für einen flä-
chendeckenden gesetzlichen Mindestlohn, 
für mehr Gerechtigkeit und Solidarität in 
der Sozial- und Steuerpolitik und für die 
Rücknahme des Renteneintrittsalters mit 
67 begrüßt.

Wir unterstützen die Fortsetzung der 
Kampagne „Gerechtigkeit geht anders“.

Zu allen Themen wurde bis in den 
späten Abend, auch während des gemein-
samen Kegelns, angeregt diskutiert.

Neben der ernsthaften Arbeit auf der 
Klausurtagung konnten wir noch einige 
interessante Orte in der Lüneburger Heide 
kennen lernen. Zunächst besichtigten wir 
das Schiffshebewerk in Scharnebeck, das 
Schiffe von der flachen Elbmarsch über 
eine Höhe von 38 Metern auf den Geestrü-
cken der Lüneburger Heide hebt und über 
den Elbe-Seitenkanal die Verbindung zwi-
schen Elbe und Mittellandkanal herstellt.

Eine Führung durch die schöne alte 
Hansestadt Lüneburg hat uns viel Sehens- 
und Wissenswertes vermittelt. Interessiert 
haben wir bei einer Kutschfahrt die ty-
pische Heidelandschaft, leider nicht mehr 
blühend, kennengelernt.

Gut informiert und voller schöner Ein-
drücke kehrten wir von unserer diesjäh-
rigen Klausurtagung in unsere Heimatorte 
zurück.

Elke Witte
Mitglied des Bezirksseniorenausschusses 

Schwerin

Klausurtagung 2011 
des Bezirksseniorenausschusses 

ver.di  Schwerin
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Ein Gespenst geht um in Europa… 
Nein, wohl eher nicht.  Aber das Unbeha-
gen am Kapitalismus, wie er in den letzten 
zwei Jahrzehnten sein Gesicht zeigte und 
zeigt, wächst weltweit. Die Kritik, vorge-
tragen vor Banken und Börsen, vorgetra-
gen von vielfältigsten Bewegungen überall 
auf der Welt, ist die Kritik am „reinen“, 
sich nicht mehr sozial gerierenden Wirt-
schaftssystem. Die Kritik am Finanzsy-
stem, die Kritik an der Globalisierung wie 
auch die Kritik an Schrumpflöhnen und 
zusehends desolater werdenden Arbeits-
bedingungen ist noch zerfasert und folgt 
noch keiner Strategie, schon gar nicht ei-
ner über Ländergrenzen koordinierten. 
Aber überall ist dieses System in Frage 
gestellt, und überall wird über Alterna-
tiven zum Kapitalismus nachgedacht und 
gesprochen.

Nicht grundsätzlich anders und jenseits 
des kapitalistischen Systems,  aber doch in 
letzter Zeit immer wieder einmal in die 
Debatte eingebracht, sind die Genossen-
schaften. Nach Vorläufern schon im Mit-
telalter war Robert Owen an der Wende 
zum 19. Jahrhundert in Schottland der 
erste, der eine Genossenschaft ausdrück-
lich mit dem Ziel der Verbesserung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen der Pro-
duzenten gründete. Fünfzig Jahre später 
machte sich der Selbsthilfegedanke auch 
in Deutschland breit. Die Volksbanken 
und die Raiffeisen-Genossenschaften sind 
die bis heute erfolgreichen Gründungen 
aus der damaligen Zeit. Genossenschaf-
ten, ganz gleich, ob in Deutschland oder 
anderswo, waren immer zusammen mit 
dem Gedanken an Selbsthilfe auch mit 
dem an Selbstverwaltung und Selbstver-
antwortung ihrer Mitglieder verbunden. 
Sind sie also eine Alternative zu den uns 
allen sattsam bekannten kapitalistischen 
Verhältnissen? 

Sie könnten es sein – mit aller Vorsicht 
formuliert. Genossenschaften sind zwar in 
die kapitalistische Logik eingebettet und 
es wäre abenteuerlich, zu glauben, eine ge-
nossenschaftlich organisierte Wirtschaft 
würde das bisherige System ablösen. Aber: 
Genossenschaften können sich der Profit-
logik sehr viel eher entziehen, als es eine 
AG oder GmbH kann, die letztlich allei-
ne ihren betriebsfremden Anteilseignern 
verpflichtet sind. Die Eigentümer der 

Genossenschaft sind in aller Regel die in 
ihr tätigen Arbeiter und Angestellten. Sie 
bestimmen als Kapitalgeber und Produ-
zenten zugleich über den Kurs, den ihr Un-
ternehmen einschlägt. Dazu gehört nicht 
nur die Positionierung am Markt, sondern 
dazu gehören ganz wesentlich auch die Ar-
beitsbedingungen und die Löhne. Die Ge-
nossen können demokratisch darüber ent-
scheiden, was mit den Ergebnissen ihrer 
Arbeit geschieht, 
welche Ziele sie 
in der Wirtschaft 
verfolgen wollen 
– und woran der 
Erfolg ihres Unter-
nehmens gemessen 
werden soll.  Fast 
schon ein wenig 
utopisch formu-
liert ließe sich 
auch der Gedanke 
spinnen, mit Ge-
nossenschaften als 
Vehikel könnte die 
Entfremdung der 
Produzenten von 
ihren Produkten aufgehoben werden. Dies 
alles aber würde dem gegenwärtigen kapi-
talistischen System eine ganz andere Rich-
tung, nämlich die zu einer Wirtschafts-
demokratie, geben, in der Produktion 
und Dienstleistungen den unmittelbaren 
Produzenten und Konsumenten dienen. 
Vielleicht gerade darum ist das Genos-
senschaftsrecht in Deutschland heute so 
kompliziert, dass es erfolgreiche Neugrün-
dungen eher verhindert als befördert. 

Dennoch: Gesetze lassen sich ändern, 
wenn die gesellschaftlichen Kräfte dafür 
stark genug sind. Und das scheint die Crux 
zu sein. Trotz allem Unbehagen, trotz aller 
Kritik am real existierenden Kapitalismus 
gibt es heute weder eine ernsthafte Dis-
kussion über Alternativen zu ihm noch 
politische Kräfte, die sich zum Vorreiter 
und Katalysator  solcher Debatte machen. 
Sie anzustoßen, könnte auch Aufgabe de-
rer sein, die das Erbe der einst so stolzen 
Arbeiterbewegung angetreten haben. Viel-
leicht würden wir dann sehen, dass auch 
Konzepte mit zwei Jahrhunderten auf dem 
Buckel noch nicht den Charme der Ju-
gendlichkeit verloren haben müssen.

Detlef Dunker

Forever young?

Detlef Dunker
Foto: Privat
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Begeistert von der Idee zu helfen, dass 
behinderten Menschen ein selbstbestimm-
tes Leben ermöglicht wird, haben seit 1991 
viele Menschen eine Tätigkeit in der per-
sönlichen Assistenz in der „AG“ aufge-
nommen. In der Regel sind sie keine aus-
gebildeten Pflegekräfte – das ist so gewollt, 
von den Assistenznehmer/innen, die sich 
selbst als Experten ihrer eigenen Situation 
sehen.

Experte in der Beziehung zwischen As-
sistenznehmer/in und Assistent/in ist der 
behinderte Mensch – er/sie weiß am be-
sten, welche Hilfe nötig ist. Die Assistent/
innen führen ihre Arbeit wunschgemäß 
aus. Und sie tun das gern.

Aber auch die Kostenträger, die bei 
einem gesicherten Berufsbild „Persönliche 
Assistenz“ vor allem mögliche zusätzliche 
Kosten auf sich zukommen sehen, möch-
ten Assistenz gern als ungelernte Hilfstä-
tigkeit sehen.

Um Handlangertätigkeiten handelt es 
sich aber trotzdem nicht. Assistent/innen 
befüllen nicht etwa nach Anweisung Rega-
le mit mehr oder weniger notwendigen Ar-
tikeln des täglichen oder des industriellen 
Bedarfs oder fegen Straßen. Ihre Tätigkeit 
ist vielseitig und verlangt Flexibilität, Or-
ganisationsfähigkeit, soziales und Exper-
tenwissen im Sinne von Spüren, was nötig 
und gewünscht ist. Soziale und emotionale 
Fähigkeiten gehören dazu. Problemlagen 
und Konflikte im Alltag sind zu bewälti-
gen – die Tätigkeiten reichen von Hilfen 
im Haushalt vom Kochen bis zum Sau-
bermachen, Grundpflege über Begleitung 
zu unterschiedlichsten Unternehmungen 
und manchmal bis zur Sterbebegleitung.

Es handelt sich in der Regel um Ein-
zelarbeit. Bei mehreren Assistenzen bei 
Assistenznehmer/innen z.B. mit Rund-
um-Uhr-Betreuung, gibt es auch fachliche 
Teambesprechungen über das organisa-
torisch Nötige. Im allgemeinen aber sind 
Assistent/innen mit ihrer Arbeit und ihrer 
Verantwortung auf sich gestellt. 

... und ihre Bedürfnisse 
und Interessen

Viele sind da erst mal so reingerutscht, 
über Zivildienst oder einen Job während 
des Studiums. Die meisten haben es nicht 
als Beruf auf Dauer gesehen. Viele sind 
MinijobberInnen mit geringer Stunden-
zahl. Die meisten arbeiten 20 – 30 Stun-
den, Vollzeitkräfte gibt es kaum. Wegen 
der Intensität der Arbeit ist das auch kaum 
zu leisten.

Mit dem Wachsen zur heutigen Größe 
und zunehmender Professionalisierung 
ist das Bewusstsein der Stammkräfte ge-
wachsen Arbeitnehmer zu sein, obwohl 
die Beziehung zu den Assistenznehmer/
innen eine recht persönliche ist. Die Assi-
stent/innen sind ebenso wie die Mitarbei-
ter/innen in der Geschäftsstelle auch nicht 
Mitglieder der Genossenschaft, sie sind an 
demokratischen Entscheidungen deshalb 
auch nicht beteiligt.

Schon in einer frühen Phase der Genos-
senschaft wurde ein Betriebsrat gewählt. 
Es waren Dinge für alle zu regeln: vor al-
len Dingen Dienstpläne, die Arbeits- und 
Ruhezeiten, Vertretungen und Urlaubs-
regelungen waren wichtig. Sie wurden in 
Betriebsvereinbarungen festgelegt. Es gibt 
z.B. die Schwierigkeit, auch mal „nein“ zu 
sagen, wenn man plötzlich einspringen 
soll. Schließlich geht es dabei immer um 
Menschen. Manche Assistent/innen arbei-
ten dadurch mehr als gut für sie ist.

Zu den Problemen von Assistent/innen, 
die nicht darüber zu lösen sind, gehört, 
dass sie die Anerkennung des Berufsbildes 
Persönliche Assistenz wünschen – und 
die dazu gehörige und notwendige Fort-
bildung. Es gibt zwar Fortbildung, aber 
nicht im gewünschten Umfang. Die Ge-
schäftsleitung würde hier zwar gern mehr 
tun, aber die Kostenträger bewilligen da-
für kein Geld. Ihnen ist an qualifizierter 
Fortbildung der Assistent/innen nicht 
gelegen. Zuletzt wird deshalb versucht, 
Fortbildungen gemeinsam mit AWO und 
Paritätischem Wohlfahrtsverband durch-
zuführen.

Die Assistent/innen ...
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Auch die Bezahlung ist ein Problem: 
Ein einziges Mal nach 17 Jahren hat es 
eine geringfügige Erhöhung gegeben, da-
neben aber auch Kürzungen, z.B. Weih-
nachtsgeld. Die Preissteigerungen in 
diesem Zeitraum eingerechnet, sind die 
Löhne mehr als 25 % gesunken.

Um das zu ändern, haben sich 2008 
KollegInnen aus vergleichbaren Einrich-
tungen in verschiedenen Städten über ihre 
Probleme ausgetauscht und sich entschlos-
sen, ihre Anliegen in die Öffentlichkeit zu 
tragen und Verbesserungen durchzuset-
zen. In Berlin z.B. verlangten Behinderte 
und Assistent/innen gemeinsam die Be-
teiligung an Verhandlungen mit den Ko-
stenträgern. Und in einigen Städten kam 
es zu einer gemeinsamen symbolischen 
„Scheißstreik“ genannten Aktion, bei der 
befüllte Röhrchen an das zuständige Mi-
nisterium geschickt wurden.

Inzwischen gibt es bereits in einer 
Frankfurter Einrichtung einen Haus-Ta-
rifvertrag mit ver.di, und bei der Assistenz-
genossenschaft hat ein erstes Gespräch un-

ter Beteiligung von ver.di zur Aufnahme 
von Tarifverhandlungen stattgefunden. 
Dies wurde erst möglich, nachdem sich 
durch Aktivitäten von Gewerkschaftsmit-
gliedern im Laufe einiger Monate der Or-
ganisationsgrad stark erhöhte. Angesichts 
der Vereinzelung am Arbeitsplatz und der 
geringen Verbindung von KollegInnen un-
tereinander ein großer Erfolg für die Akti-
ven. Auch die Teilnahme an Betriebsver-
sammlungen hat zugenommen.

Im Pflegebereich herrscht Mangel an 
Arbeitskräften, auch die AG sucht wegen 
der Fluktuation ständig neue Assistent/in-
nen. Rationalisierungen wie in Kranken-
häusern sind im 1 : 1 Verhältnis zwischen 
Assistenznehmer/in und Assistent/in nicht 
machbar. Außerdem verpflichten aktuelle 
Urteile des Bundessozialgerichts die Ko-
stenträger, Tariflöhne auch zu finanzieren. 
Alles in allem eine gute Ausgangslage für 
Verhandlungen und für die Verbesserung 
der Situation der Assistent/innen.

Traudel Kassel

Foto: Klaus Lang
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Menschenfeindlichkeit
Ich lese Eure Zeitschrift von Beginn an 

und schätze sie als eine Bereicherung der 
Bremer Presse-Landschaft. In der neuesten 
Ausgabe (zum 1. Mai) weckte besonders  
o. g. Artikel mein Interesse; er ist ein an-
schaulicher Beleg für einen zentralen Be-
fund der Langzeituntersuchung von Prof. 
Dr. Wilhelm Heitmeyer u. a. zur „Grup-
penbezogenen Menschenfeindlichkeit“: 
„Während sich Arme mit Hilfsbedürfti-
gen solidarisieren, ist dies in den höheren 
Einkommensgruppen weniger der Fall. … 
Es geht um die Sicherung bzw. Steigerung 
eigener sozialer Privilegien durch Abwer-
tung und Desintegration volkswirtschaft-
lich etikettierter Nutzloser sowie um die 
kulturelle Abwehr durch Abwertung.“  
(Deutsche Zustände – Unruhige Zeiten, 
Presseinformation zur Präsentation der 
Langzeituntersuchung Gruppenbezogene 
Menschenfeindlichkeit, Berlin 2010)

Mit solidarischen Grüßen
Hartmut Stinton

Hallo Wir-Freunde
Ich möchte mich heute recht herzlich 

dafür bedanken, dass ich Eure sehr gut ge-
machte Zeitung ,,Wir“ zugestellt bekom-
me. 

Als Bewohner des Stadtteils Tene-
ver war ich hocherfreut über den Artikel 
,,Wohnen in Tenever“.

Das Interview mit Barlo gibt ein sehr 
genaues Bild von diesem aus heutiger Sicht 
zu Unrecht mit einem negativen Image be-
legten Stadtteil wieder. 

Ich freue mich, dass durch diesen Arti-
kel die gute Arbeit von Joachim Barlosch-
ky und der Gruppe ,,Bewohnertreff Tene-
ver“ gewürdigt wird. 

Gruß,
Bernhard König

Leserbrief zu Orhan Çalışır: 
Über Loser-Klassen und 
Ängste der Mittelschicht, 
in Wir 15 - 2011
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Die Zeitung wird gefördert durch die GEW Bremen, 
IG Metall Bremen und ver.di Bremen. Über weitere 
MitarbeiterInnen würden wir uns freuen. Auch Kritik 
und Anregungen sind uns willkommen.
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Leserbrief  zum  Interview  mit Sabine Schiffer in der 
Wir Nr. 16/2011 zum Thema „Antimuslimischer Rassismus“ 

Liebe Redaktion der Wir,
zum Interview, das Orhan Çalışır mit Sabine Schiffer zum Thema 
„antimuslimischer Rassismus“ geführt hat, ein paar Anmerkungen:

Zustimmen möchte ich Sabine Schiffer, die sagt „Rassismus gibt es 
überall“ und dann Beispiele anführt – „anti Ossi, anti Hartz IV, anti 
Muslim, anti Jude, anti Ausländer usw.“ (S. 9) – welche zeigen, wo 
überall Rassismus beginnen kann. Fast jeder Mensch kann sich da 
irgendwo einreihen.

Wichtig finde ich auch ihren Vorschlag einer Medienbildung in den 
Schulen (S. 10). Damit wäre es immerhin eher möglich, dass die 
Menschen leichter und besser die Manipulation der Medienmacher 
und -beeinflusser durchschauen und entsprechend reagieren.

Sabine Schiffer hat ja recht mit dem, was sie sagt. Aber es wäre 
nützlich gewesen, sie hätte ihre Formulierungen so gewählt, dass 
auch ein Nichtakademiker alles versteht. Schließlich sollen doch 
möglichst viele Eurer Leser erreicht werden, oder? Sie empfiehlt, Liz 
Fekete zu lesen, - leider habe ich von dieser Autorin außer einem 
Interview nichts auf deutsch gefunden.

Alles in allem: Ein wichtiges Interview mit vielen Denkanstößen zu 
Themen, über die besonders auch in gewerkschaftlichen Gremien 
mehr diskutiert werden sollte!

Herzlichst,
Krista Deppe
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Resolution
Wir, die gewerkschaftlich organisierten Senioren verfolgen mit Interesse und     Be-

stürzung die Ereignisse um die Finanzkrise in Griechenland.

Die Verschuldung des Staates und die sogenannte Sanierung der Staatsfinanzen 

werden dazu genutzt, die sozialen Standards der abhängig Beschäftigten in grie-

chischen Betrieben zu senken.

Wir fühlen uns mit unseren griechischen Kolleginnen und Kollegen solidarisch und 

unterstützen ihren Kampf gegen die ungerechten Lohnkürzungen und die Absen-

kung der Lebensgrundlagen in ihrem Land.

Wir befürchten, dass die Maßnahmen in Griechenland auch alle Beschäftigten 

im übrigen Europa drohen können. Die europäische Finanzkrise kann auch in 

Deutschland zum Anlass genutzt werden, die sozialen Standards zu senken.

Wir fordern,  Möglichkeiten zur Unterstützung der griechischen Kolleginnen und 

Kollegen zu prüfen und gegebenenfalls europaweite Solidarität zu organisieren. 

Bremen, im März 2012
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Eine Demonstration in Saloniki


